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ILFD/Vorentwurf B vom 21. Juni 2024 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung der 

politischen Rechte (verschiedene Anpassungen) 

vom ... 

Betroffene Erlasse (SGF Nummern): 

Neu: – 

Geändert: 115.1 

Aufgehoben: – 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt auf die Botschaft 202x-xxxx-xx des Staatsrats vom...; 

auf Antrag dieser Behörde, 

beschliesst: 

I. 

Der SGF 115.1 (Gesetz über die Ausübung der politischen Rechte (PRG), vom 
06.04.2001) wird wie folgt geändert: 

Art.  3  Abs. 2 (geändert) 

2 Personen, die den politischen Wohnsitz nach Ablauf der Frist für den Erhalt 
des Stimmmaterials wechseln, müssen in den im Ausführungsreglement auf-
geführten Fällen eine amtliche Bestätigung vorlegen, die bescheinigt, dass sie 
nicht mehr im Stimmregister ihrer früheren Wohnsitzgemeinde eingetragen 
sind. Sie können der Gemeindebehörde auch das bereits erhaltene Material zu-
rückgeben. 

Art.  7  Abs. 1 (geändert) 

1 Spätestens beim Versand des Stimmmaterials bestellt der Gemeinderat ein 
Wahlbüro, das sich aus Personen zusammensetzt, die in der Gemeinde stimm-
berechtigt sind. Er kann Ersatzmitglieder bezeichnen. 

https://bdlf.fr.ch/data/115.1/fr
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Art.  12  Abs. 1 

Stimmmaterial (Artikelüberschrift geändert) 

1 Vor jedem eidgenössischen, kantonalen oder kommunalen Urnengang erhält 
jede stimmberechtigte Person von der Gemeindeschreiberei: 

b) (geändert) das in diesem Gesetz und seinem Ausführungsreglement vorge-
sehene Stimm- und Informationsmaterial. 

Art.  18 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 

2 Sie muss auf dem Stimmrechtsausweis unterschreiben, andernfalls wird die 
Stimme nicht berücksichtigt. 

3 Das verschlossene Antwortcouvert mit dem Stimmrechtsausweis und dem 
Stimmcouvert, das lediglich den Stimmzettel oder die Wahlliste enthält, muss: 

a) (geändert) entweder rechtzeitig der Post übergeben werden, sodass es vor 
der Schliessung des Urnengangs beim Wahlbüro eintrifft; die Portokos-
ten innerhalb der Schweiz gehen zu Lasten des Staates; 

Art.  82  Abs. 1 (geändert) 

1 Die Personen, die ihre Wahl angenommen haben, werden für gewählt erklärt; 
wenn jedoch ihre Zahl grösser ist als die Zahl der freien Sitze, gilt die Regel 
des relativen Mehrs. 

Art.  90 Abs. 2 (geändert), Abs. 5 (neu) 

2 Am zweiten Wahlgang können die im ersten Wahlgang nicht gewählten Per-
sonen teilnehmen, wobei ihre Zahl die doppelte Zahl der noch zu besetzenden 
Sitze nicht überschreiten darf. Übersteigt sie diese Zahl, so werden die Perso-
nen mit den wenigsten Stimmen gestrichen. Der Rückzug der Kandidatur einer 
Person, die für den zweiten Wahlgang zugelassen ist, hat keine Auswirkung 
auf den Platz der ihr nachfolgenden Personen. 

5 Die Kandidatur einer Person, die am ersten Wahlgang nicht teilgenommen 
hatte, ist nur zulässig, um eine Kandidatin oder einen Kandidaten zu ersetzen, 
die oder der nicht mehr wählbar ist und die in Art. 90 Abs. 4 vorgesehene 
Stimmenzahl erreicht hat. 

Art.  91 Abs. 1 (geändert), Abs. 1bis (neu), Abs. 2 (geändert), Abs. 2bis (aufgehoben), 
Abs. 3 (geändert) 

Zweiter Wahlgang – Einreichung der Wahllisten (Artikelüberschrift geändert) 

1 Für die Teilnahme am zweiten Wahlgang muss eine neue Liste eingereicht 
werden. Nur die politischen Parteien und Wählergruppen, die am ersten Wahl-
gang teilgenommen haben, können eine solche Wahlliste einreichen. 

a) Aufgehoben 
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b) Aufgehoben 

c) Aufgehoben 

1bis Eine Liste für den zweiten Wahlgang kann auch einreichen, wer die Bedin-
gungen von Artikel 90 Abs. 2–4 erfüllt. 

2 Die Bestimmungen über die Einreichung der Wahllisten für den ersten Wahl-
gang gelten auch für die Einreichung der Wahllisten für den zweiten Wahl-
gang. Davon ausgenommen ist Artikel 85, wenn alle Kandidatinnen und Kan-
didaten auf der Wahlliste am ersten Wahlgang teilgenommen haben. Die Lis-
ten müssen bis spätestens am Mittwoch der dritten Woche vor dem Wahltag 
um 12 Uhr eingereicht werden. 

2bis Aufgehoben 

3 Die Mitteilungen zur Bereinigung der Kandidaturen müssen bis spätestens 
am Mittwoch der dritten Woche vor dem Wahltag um 18 Uhr erfolgen. 

II. 

Keine Änderung von Erlassen in diesem Abschnitt. 

III. 

Keine Aufhebung von Erlassen in diesem Abschnitt. 

IV. 

Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht dem Fi-
nanzreferendum. 

Der Staatsrat bestimmt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

 
 
[Signaturen] 


